
180!A.B. 
zu 201!J A n fra g e be a n t wo I' tun g 

29. Jänner 1958 

Mit Bezug a:uf die Anfrage der Abgeordneten Marie E m haI' t und 

Genossen vom 17. Dezember 1957, betreffend Anrechnung eine,r Blindehbeihilfe 

als Einkommen.9teil t Burtd.esminister für Finanzen Dr. Kam i t z mit: 

Monatliche Einkünfte ei nes "anspruchsvermi ttelnden li Kindes sind bis 

zu einer Höhe von 500 8 netto ohne Belang für die Zuerkennung der Kinderhei- "' 

hilfe. Eine Verweig'"rung der Kihderbeihilfe für ,das, bresthafte Kind wegen 

dessen Bihkömmen kommt sohin nicht in Frage. Im gegenständlichen Falle dürfte 

jedoch der erwähnte Bundesbahnpensionist wahrscheinlich nicht überwiegend 
" . 

für den Unterhalt des Kindes sorgen. In diesem Falle würde eine Anspruchsvoraus­

setzung, für die Gewährung einer Kinderbeihilfe fehlen. 

Zufolge des Gehal tsüberhd tungsgesetzes' und des Gehel tsgese;tzes 1956 

gebühren Kinderzulagen nur fur unversorgte Kinder 'unter 21 Jahren., Für ein 

älteres unversorgtes Kind; das infolgo körpe~licher oder geistiger Gehreohen 

und infolge schwerer Krankheit dauernd ausserstande ist, sich selbst seinen 

UnterhaI t zu verschaffen, kann auf Antrag ein~:j(inderzulage zuerkannt werden. 

Als versorgt ist ein ~ind (§ 5 Gehaltsgesetz 1956)'anzusehen, wehn 

,·es u. a. im Bezuge von Zuwendungen steht, die durch einen Rechtsträger öffentliohen 

Rechts aus sozialen Gründen g8währt werden, und wenn die Zuwendungen den Betrag 

von monatlich 500 8 übersteigen. Eine Versorgtheit hat zur Folge, dass Kinde~ 

zulagen oder Waisehpensionen racht gewährt werden können. 

Da im vorliegenden Falle das Eihkommen des Kindes jedoch unter 500"8 

liegt, treten die dargelegten gesetzlichen Folgen 0iner VJrsorgthei t ,nicht ein. 
I 

Der Vater des Kindes ist Pensionist der Österreichischen Bundeshahnen. 

FUr· die Bntscheidungs ob d.ie im Brmessen der Behörde liegende Zuerkennung der 
. . I 

Kinderzulage aufrechterhaI ten wird oder ob später 'allenfalls eine Waisenpension 

'beWilligt werden soll" ist im vorliegender: Falle das Bundesministerium für. 

Verkehr und Blektrizitätswirtschaft, Generaldirektion der Österreichischen 
, . 

Bundesbahnen, zuständig. 
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